
Kirchenmann diffamiert SVP

Der ehemalige Amtsträger der
reformierten Kirche, der pensio-
niertePfarrerAndreasWüthrichaus
Unterägeri, äussert sich im Leser-
brief vom 6. Oktober höchst des-
pektierlich über die grösste politi-
sche Partei der Schweiz, die Schwei-
zerische Volkspartei SVP. Unter an-
derem wird darin der SVP unter-
stellt, die «Demokratie zu unter-
graben», «Lügen» zu verbreiten und
«Andersdenkende zu verunglimp-
fen». Als Christ und Landeskir-
chenmitglied bin ich höchst scho-
ckiert über diesen Leserbrief. Wes-
halb richtet ein ehemaliger Amts-
träger der reformierten Kirche über
die SVP? Und weshalb noch mit
solch diffamierenden Worten? Er
greift damit in den laufendenWahl-
kampf ein, wo doch die Kirche in
der Schweiz über Pflichtabgaben
von allen Mitgliedern – auch sol-
chen, welche der SVP angehören –
finanziert wird. Hat die Kirche, wel-
che seit Jahren unter einem rasan-
ten Mitgliederschwund leidet, nicht
genug eigene Probleme, statt dass
nun solch unzutreffende Anschul-
digungen verbreitet werden? Ist es
nicht Aufgabe der Kirche das Evan-

gelium zu leben und es unter die
Menschen zu bringen? Was erhal-
tenwir Landeskirchenmitglieder als
Gegenleistung für unsere Pflicht-
abgaben vonderKirche?MeintHerr
Pfarrer Wüthrich etwa, mit solchen
Hetzschriften in dieser schweren
Zeit der vielen Krisen zu Lösungen
beizutragen? Als Primarschüler
durfte ich unter Pfarrer Arthur We-
ber den Religionsunterricht besu-
chen. Seine Sonntagspredigten hat-
ten Tiefgang und enthielten viele –
auch für Kinder verständliche –
Weisheiten. Und vor weniger als
zwei Wochen nahm ich an der Mes-
se in der Kirche St. Mauritius in Nie-
derwil, Cham teil. Auch diese Pre-
digt von Pfarrer Thomas Rey war
sehr hörenswert und enthielt viele
interessante Erkenntnisse. Der An-
griff auf die SVP durch einen ehe-
maligen Amtsträger der reformier-
ten Kirche hat aber sehr viele gläu-
bige Parteimitglieder tief getroffen
und entrüstet. Im Namen aller pro-
testantischen Mitglieder der SVP
Kanton Zug fordere ich Andreas
Wüthrich auf, sich öffentlich für
diesen hetzerischen Leserbrief zu
entschuldigen. Thomas Aeschi, Baar

Unternehmer nach Bern
FDP Das Parlament braucht Leute, die wissen, wo der Schuh drückt

Als Unternehmer ist mir die im-
mer grösser werdende Bürokra-
tie ein Dorn im Auge. Diese er-
höht die administrativen Kosten
enorm. Besonders für kleine und
mittlere Betriebe (KMU) steigt
der Aufwand stetig.

Von Dany Gygli
Am 18. Oktober wird das Parla-
ment in Bern neu gewählt. Ge-
meinsam mit fünf Parteikollegin-
nen und -kollegen der FDP Zug stel-
le ich mich für den Nationalrat zur
Wahl. Meine Motivation zu kandi-
dieren, hängt nicht zuletzt mit mei-
ner Herkunft zusammen. Ich bin in
Baar in einer Unternehmerfamilie
aufgewachsen und habe miterlebt,
wie sich der Kanton Zug und die
Schweiz in den vergangenen Jahr-
zehnten weiterentwickelt haben.
Jede Entwicklung bietet Chancen,
birgt aber auch Probleme. Ich
möchte nicht nur über diese Prob-
leme diskutieren, sondern aktiv an
deren Lösungen mitarbeiten. Dies
mache ich bereits als Präsident der
FDP Ortspartei in Hünenberg und

möchte nun einen grossen Schritt
weitergehen. Als Unternehmer ist
mir die immer grösser werdende
Bürokratie ein Dorn im Auge. Die-
se erhöht die administrativen Kos-
ten enorm.Besonders für kleineund
mittlere Betriebe (KMU) steigt der
Aufwand stetig. Ein grosser Teil der
wirtschafts- und marktfeindlichen
Steuern, Regulierungen und Ver-

ordnungen sind kaum Thema in öf-
fentlichen Diskussionen. Sie haben
ihren Ursprung im Parlament oder
werden durch die Verwaltung er-
lassen. Das bedeutet, viele (ein-
schränkende) Rahmenbedingun-
gen der Schweizer Wirtschaft wer-
den von Personen gemacht, die sel-
ber nie in der Privatwirtschaft ge-
arbeitet haben und mit dem wirt-
schaftlichen Umfeld nicht vertraut
sind. Aus diesem Grund scheint es
mir wichtig, dass im neugewählten
Parlament mehr Unternehmer, die
für ein KMU verantwortlich sind, in
Bern mitreden können. Wir wissen
aus eigener Erfahrung, wo der
Schuh drückt. Es ist eine wichtige
Aufgabe der Politik, die KMUs, die
das Rückgrat der Schweizer Wirt-
schaft bilden, zu entlasten bei-
spielsweise mit einer einheitlichen
Mehrwertsteuer. Dieser Aufgabe
fühlt sich auch die FDP Schweiz ver-
pflichtet. Gerne würde ich mich als
Nationalrat mit meinen berufli-
chen und politischen Erfahrungen
imDienste des Kantons Zug und der
Schweiz einsetzen.
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Dany Gygli, Präsident FDP.Die
Liberalen Hünenberg.

Silvan Abicht
GLP ... tritt aus dem Grossen Gemeinderat zurück
Silvan Abicht (glp) tritt als Mit-
glied des Grossen Gemeinderats
der Stadt Zug (GGZ) zurück. Für
seine Nachfolge steht David
Meyer aus Oberwil bereit.

PD/LF - Silvan Abicht tritt von sei-
nem Amt als Mitglied des Grossen
Gemeinderats der Stadt Zug zu-
rück. «Die Arbeit im Parlament hat
mir während der letzten fünf Jahre
viel Freude gemacht», sagt Abicht.
«Ich habe kürzlich allerdings ein
Masterstudiumbegonnen,wofür ich
meine neben Beruf und Familie ver-
bleibende Zeit in den nächsten zwei
Jahren einsetzen möchte», so Ab-
icht weiter. Der bei den Wahlen im
Oktober 2014 auf der glp-Liste di-
rekt hinter Abicht platzierte David
Meyer steht für die Nachfolge be-

reit. David Meyer, Ingenieur ETH
wohnhaft in Oberwil, ist seit Jah-
renMitgliedderglp-OrtsgruppeZug
und mit der städtischen Politik gut
vertraut.
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David Meyer tritt die Nachfolge von
Silvan Abicht an.

Fehlende Wahlwerbung
OBERWIL ohne Werbeflyer der Parteien
Die Bewohner des Ortsteils
Oberwil wurden durch eine
Panne nicht mit gesammelter
Wahlwerbung der Parteien zu
den National- und Ständerats-
wahlen bedient. Die Wahlunter-
lagen hingegen wurden korrekt
versandt.

PD/LF - Aus ökologischen Gründen
sammelt die Stadtverwaltung im
Vorfeld der nationalen Wahlen die
Werbeflyer aller Parteien und ver-
schickt sie in einem Sammelcou-
vert an alleHaushalte der Stadt Zug.

AufdemStadtgebietwurdensorund
16'000 Couverts verteilt. Wegen ei-
ner fehlerhaften Absprache mit der
Post wurde allerdings der Ortsteil
Oberwil nicht bedient. Stadt-
schreiber Martin Würmli: «Wir ent-
schuldigen uns für diese Panne und
ziehen die Lehren für den nächsten
Versand. Auf das Wahlergebnis hat
sie aber keinen Einfluss: Schliess-
lich sind alle Parteien gleicher-
massen betroffen.» Die offiziellen
Wahlunterlagen mit den Listen der
Parteien sind von der Panne nicht
betroffen.

Relevantes angehen
SPWahrhafte Sachpolitik statt Polemik

Populistische Politik von links
bis rechts, und die damit einher-
gehende belanglose Berichter-
stattung sind «in». Kaum ver-
wunderlich, nimmt die Politik-
verdrossenheit zu.

Von Barbara Gysel
«Offenbar wird es in der gegen-
wärtigen Medienlandschaft zu-
nehmend schwieriger, sich mit dif-
ferenzierten Inhalten Gehör zu ver-
schaffen.» Die NZZ brachte es kürz-
lich bei der Berichterstattung über
eine Strassenaktion der CVP
Schweiz ganz nebenbei auf den
Punkt. Auch mir scheint: populis-
tische Politik von links bis rechts,
und die damit einhergehende be-
langloseBerichterstattungsind«in».
Kaum verwunderlich, nimmt die
Politikverdrossenheit zu. So ist bei
den letzten Zürcher Regierungs-
ratswahlen nicht mal jede dritte
Person an die Urne gegangen. Da-
her sollten sich politisch Tätige aus
sämtlichen Lagern selbstkritisch
hinterfragen: sachlich oder popu-
listisch? Leider gehen Effektha-
schereien durch Politik und Medi-
en Hand in Hand. Mir scheint, man-
che JournalistInnen kreieren ihre
Artikel ohne Vertiefung auf Grund-

lage von 160-Zeichen-Tweets. On-
line-Medien und «Live-Ticker» sind
besonders anfällig; Persönliches
und Nebenschauplätze von Politi-
kerInnen werden zu Tagesthemen
– ein SVPler, der im Ausland ein-
kaufen geht, der Verkehrsunfall ei-
nes Freisinnigen, Intimitäten von
Grünen oder ein Zuger Kantons-
ratspräsident der SP, der die ge-
brannten Wasser beim gemeinsa-
men Mittagessen streicht. Schön
und gut. Doch Nebensächlichkei-
ten, repetitive Lügen oder Belang-

losigkeiten ziehen die Aufmerk-
samkeit vom Wesentlichen ab. An
gesellschaftlich relevanten Fragen
mangelt es ja nicht: Inwiefern wir-
ken sich die geplanten Sparmass-
nahmen auf Behinderte aus? Wie
liesse sich der Anteil von weibli-
chen Führungskräften steigern? Ist
das Bildungsniveau bei Internatio-
nal Schools tatsächlich tief? Wel-
ches sind konkreteMassnahmen zur
Linderung vom Zuger Wohnprob-
lem? Migrantische Familien äus-
sern, dass ihnen die Kinder entzo-
gen werden, trifft das zu? Wie lies-
se sich die Arbeitssuche von älte-
ren Arbeitnehmenden vereinfa-
chen? Wie ist erklärbar, dass Zug
schweizweit das höchste Wirt-
schaftswachstum hat, aber den-
noch rote Zahlen schreibt? Warum
haben wir in Zug keinen Tieran-
walt? Was bedeutet es für die Frei-
heits- und Selbstbestimmungs-
rechte, wenn immer mehr Er-
wachsene unfreiwillig psychiat-
risch untergebracht werden? Wie
kommt es, dass eine Bauingenieu-
rin regulärweitweniger verdient als
eine Sozialarbeiterin? Die Liste der
wirklich relevanten Themen liesse
sich noch verlängern. Gehen wir sie
an.
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Barbara Gysel, Präsidentin SP
Kanton Zug.

Wenn ein Pfarrer Klartext spricht ...

Entsetzen hüben wie drüben. Ein
Pfarrer redet Klartext; dass er lei-
der recht hat, wissen wohl die meis-
ten. Ein Nationalrat erinnert sich
an die Sonntagspredigten seiner
Kindheit und ist entrüstet. Die Co-
Präsidentin der Juso hat den Mut,
öffentlich darzulegen, wie gewisse
Leute in Zug mit jungen Frauen,
zumal noch linken, umspringen und
ein Kantonsrat bietet für zukünfti-
ge ähnliche Fälle seine Hilfe an,
um gleich zu erklären, eigentlich
hätte die SVP nun die Seelsorge

auf der Strasse übernommen, denn,
gäbe es die SVP nicht, käme es
schon bald zu nicht nur verbalen
Attacken auf der Strasse. Leider
muss ich davon ausgehen, dass sich
rein gar nichts ändern wird
nach dem Abstimmungstag. Zu
clever hat sich Nationalrat Aeschi
erst jetzt geoutet, wo doch die meis-
ten Stimmcouverts schon weg
sind. Um was es aber in den oben
erwähnten Leserbriefen geht, das
ist die Lektion für die nächsten
vier Jahre. Ob auch andere Politi-

kerInnen so viel Mut haben
wie die Co-Präsidentin der Juso,
Anna Spescha, kann ich im Mo-
ment nur hoffen. Bis es aber end-
lich so weit ist, sollte wohl «An-
dorra» von Max Frisch Pflichtlek-
türe nicht nur für MittelschülerIn-
nen werden. Der Leserbrief von
Willi Vollenweider, oben erwähn-
ter Kantonsrat, hätte dem
grossen Schriftsteller als Vorlage für
einige seiner Dialoge dienen kön-
nen.

Ursula Strub Larsson, Zug

Wollen auch Sie Ihre Meinung zu einem brisanten Thema äussern?

Dann tun Sie es – wir geben
Ihnen die Möglichkeit dazu!

Senden Sie Ihre Leserbriefe an redaktion@zugerwoche.ch.
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